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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
in der Sitzung vom 4. April 1973 durch den Vorsitzen­
den Richter Dr. Haidinger und die Richter Dr. Gelhaar, 
Claßen, Dr. Hiddemann und Hoffmann

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß 
des Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Ham­
burg vom 1. Februar 1973 wird auf Kosten des
Beklagten zurückgewiesen.

G r ü n d e  :

Der Beklagte legte durch Rechtsanwalt Dr. Lü t »  
gegen das Urteil des Landgerichts Hamburg vom 13« Ju­
li 1972 frist- und formgerecht Berufung ein. Der von 
Rechtsanwalt Dr. L f l Ü  Unterzeichneten Berufungs­
schrift war die Berufungsbegründung beigeheftet, die 
nicht unterzeichnet war.

Das Berufungsgericht hat deswegen die Berufung 
als unzulässig verworfen. Die hiergegen gerichtete so­
fortige Beschwerde ist zulässig, aber nicht begründet.

Der Beschwerde ist zwar zuzugeben, daß der Bundes­
finanzhof (BStBl 1970 Teil II S. 89) und das Landesso­
zialgericht Celle (NJW 1971, 774) in ähnlich gelager­
ten Fällen eine Unterschrift des bestimmenden Schrift­
satzes für entbehrlich gehalten haben. Wie der Bundes-



■7J

finanzhof Indessen zutreffend ausgeführt hat. kann an­
gesichts der unterschiedlichen Ausgestaltung des Ver­
fahrens in den verschiedenen Gerichtszweigen die Fra­
ge,-, ob ein bestimmender Schriftsatz unterzeichnet sein 
muß 5 nicht für alle Gerichtszweige einheitlich beant-

e*h

Für die ordentliche Gerichtsbarkeit haben das 
Reichsgericht (RGZ 151, 82) und der Bundesgerichtshof 
(BGH Urteil vom 22. Januar 1971 - IX ZR 50/70 = LM ZPO, 
§ 519 Nr. 63 mit weiteren Nachweisen) in ständiger
Ke er spredrang entschieden, daß im Anwaltsprozeß ein 
bestimmender Schriftsatz von dem Anwalt unterzeichnet 
sein muß. An dieser Auffassung hat der Bundesgerichts­
hof gegenüber der abweichenden Entscheidung des Ober­
landesgerichts Saarbrücken (NJW 1970, 434) festgehalten 
(BGH Urteil vom 22. Januar 1971 - IX ZR 50/70 aaO). Der 
Nachweis dafür» daß eine Berufungsbegründung von einem 
beim Berufungsgericht zugelassenen Rechtsanwalt her­
rührt, kann daher grundsätzlich nur durch die Unter­
schrift eines solchen Anwalts unter den Schriftsatz ge­
führt werden (3GHZ '37* -156).

Im vorliegenden Fall war die Unterzeichnung der 
Berufikigsbegründung- nicht deshalb entbehrlich, weil 
sie der von Rechtsanwalt Br. LflNNHP Unterzeichneten Be-

1 w  £?* cj a c* u?. t JL u- beigeheftet war. Denn es läßt sich nicht
ausschließen, daß der von einem Mitarbeiter von Rechts­
anwalt Dr. 1 4 M M I  gefertigte Entwurf der Berufungsbegrün­
dung ihm nicht zur Unterschrift vorgelegt, sondern von 
einem Kanzleiangestellten der Berufungssehr!ft nach de­
ren Unterzeichnung durch Rechtsanwalt Dr. bei-
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geheftet wurde. Diese Möglichkeit wird durch die Seiten­
angabe 2 über der Unterschrift von Rechtsanwalt 
Dr. L— I nicht ausgeschlossen. Es fehlt mithin an 
dem Nachweis, daß Rechtsanwalt Dr. I 4 M 0  mit der Un­
terzeichnung der Berufungsschrift die Verantwortung 
für die Berufungsbegründung übernommen hat (vgl. BGHZ 
37, 156, 158). Da das Gesetz eine Glaubhaftmachung der 
Voraussetzungen der Zulässigkeit eines Rechtsmittels 
durch eine eidesstattliche Versicherung nicht zuläßt, 
bedürfte es zur Klärung des Sachverhalts einer Beweis­
aufnahme, die durch das Erfordernis der Unterschrift 
vermieden werden soll. Elin Ausnahmefall, in dem der 
Nachweis, daß der Anwalt die Verantwortung für den 
Schriftsatz übernommen hat, anderweit ohne Beweisauf­
nahme erbracht werden könnte, liegt hier nicht vor.

Die Beschwerde war daher kostenpflichtig zurück­
zuweisen.
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